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Abend- 


Die Bildung für den Militärdienſt. 
Berliner Nachrichten haben wir die Notiz entlehnt, daß die 
de immungen über den Eintritt der einzährigen Freiwilligen 
erſchärft und die Prüfungen zur Qualifikation für den ein, 
Üprigen Freiwilligen⸗Dienſt ganz abgeſchafft werden ſollen. 
h iß hat keine Verordnung fo viele Bildung im Volke ver⸗ 
keitet als die Berechtigung zum einjährigen Militärdienſte auf 
kund einer beſtimmten in den Gymnaſien oder in den höheren 
Utgerſchulen erreichten Lernſtufe. Durch den längeren Beſuch 
ker höheren Bildungsanſtalt befreite ſich der Militärpflichtige 
don einem zweijährigen längeren Dienſt und viele junge Leute, 
Ihe aus freier Neigung kaum über Quarta hinausgekommen 
ren, mußten auf dem Gymnaſium ſich das Zeugniß eines 
dbertert aners und in den höheren Bürgerſchulen das eines 
ſcherſetundanerg erwerben, und ſo die Zeit ihrer wiſſenſchaft⸗ 
chen Ausbildung verlängern, wenn ſie auf jene Berechtigung 
uuſpruch haben wollten. Eine Verſchärfung der bisherigen Be⸗ 
mungen läßt ſich bis zu einer Grenze gutheißen — die Zahl 
ler ſich zum einjährigen Milttärdienſt Meldenden hat ſich nämlich 
Auffallend vermehrt; — ſtände aber die auf den höhern Lehr⸗ 
talten zu abſolvirende Zeit in keinem Verhältniſſe mehr zu 
er zweijährigen Befreiung von der Dienftzeit, müßte der junge 
Mann mit einem vierjährigen längeren Schulbeſuche ſich etwa 
ne zweijährige Befreiung vom Militärdienſte erkaufen, — ſo 
Würde eine ſolche Verſchärfung mehr ſchaden als nützen, da alle 
lejenigen, welche jetzt die Fähigkeit und die Neigung behalten, 
Zeugniß eines angehenden Sekundaners ſich zu erwerben, 
un auf die ſchwer zu erringende Berechtigung von vornherein 
berzichten und fo viele junge Männer ohne den jetzt von ihnen an⸗ 
tehten Grad der Bildung ins praktiſche Leben übergehenwürden. 
Wir glauben, daß eine Verſchärfung in der angedeuteten 
Reife — der einjährige Freiwillige folle wirklich die Sekunda 
beſucht haben — zu rechtfertigen iſt, aber die Anforderungen 
nülſſen dann auch eine Grenze haben, weil in der Sekunda 
Ihon für die Meiſten eine Schranke bleibt, welche Viele wegen 
mangelnder Fähigkeiten nicht überſchreiten können und bei weiteren 
Anforderungen der große Nutzen der ganzen Maßregel, die Bil- 
ung zu erweitern, verloren gehen würde. 
N Die Mittheilung, daß das Examen zur Qualifikation für 
en einjährigen Militärdienſt ganz abgeſchafft werden ſoll, kann 
uus vielen Geſichtspunkten nur gebilligt werden. Es giebt 
Ati eine große Zahl junger Leute, welche ohne fittliche Kraft 
0 höhere Bildung auf Gymnaſien ꝛc. zu erwerben, von vorn⸗ 
wen auf den Beſuch irgend einer Abrichtungsauſtalt ſpekuliren, 
welcher ſie ſich zu jenem Examen gegen angemeſſenes Hono⸗ 
ur einpauken laſſen. Es handelt ſich hierbei nicht um die 
atereſſen einer allgemeinen Bildung, ſondern nur um die Er⸗ 
werbung einer äußern Politur, eines Firniſſes für den angegebe⸗ 
y Zweck; man bearbeitet z. B. Auffatzthemata, welche in der 
hafang wahrſcheinlich vorkommen, und während andere junge 
llänner noch mehrere Jahre durch den Beſuch einer höheren 
(u talt ſich eine für fie wichtige Berechtigung erringen wollen, 
plagen Andere den Weg durch eine ſolche Abrichtungsanſtalt 
a, um mit einer gewiſſen Prüfungsroutine ihr Ziel zu errei⸗ 
den, Gelingt der Verſuch, ſo ſehen fie vielleicht mit Schaden⸗ 
nde noch auf ihre Jugendgenoſſen, welche den längeren, 
ierigeren, aber auch ſittlicheren Weg durch ein Gymnaſium 
der eine andere höhere Bildungsanſtalt einſchlagen. 
u Die Staatsregierung müßte jedoch noch weiter gehen, und 
fte bloß den Eintritt für einjährige Freiwillige, ſondern auch 
r diejenigen jungen Männer verſchärfen, welche ſich zum Of⸗ 
Merg, Examen vorbereiten. Ein nicht geringer Theil der 
Ldantagiſten läßt ſich jetzt ebenfalls in irgend einer Schule zum 
Kamen „einpauken“, ſtatt ſich Bildung durch einen längeren 
gulbeſuch zu erwerben. Nehmen wir diejenigen jungen Män⸗ 
aus, welche die Kapettenhäufer und die Gymnaſien durch⸗ 
en, fo haben wir noch einen ſehr großen Reſt, der fich 
Ut auf Nebenwegen zum Fähndrichs⸗Examen vorbereitet. 
chen ſittlichen Einfluß müßte es haben, wenn jeder Avanta⸗ 
IN nur durch das Abiturienten⸗Zeugniß einer höheren Bürger 
hu oder eines Oymnaſiums ſich die Befähigung zum Fähn⸗ 
Ge erwerben könnte! Gewiß würde der Armee dadurch ein 
9 entlicher Dienſt geleiſtet. Wenn bisher das Abiturienten 
Yang der höheren Bürgerſchulen für das Fähndrichs⸗Examen 
der Gymnaſien nicht gleichſtand, fo liegt Hierin eine ſchwer 
di rechtfertigende Ungleichheit, da die höheren Bürgerſchulen 
die einem achtjährigen Kurſus durch die neuen Sprachen, durch 
10 Naturwiſſenſchaften, die Chemie, die Geſchichte und Geo» 
dpi 2c. glücklich ihre Abiturienten auch für den Offtzier⸗ 
dealt in dem Heere ausbilden. Die von uns vorgeſchlagene 
Ina Gärfung ſteht in naher Beziehung zu den veabſichtigten Ver⸗ 
laenfungemaßregeln für die Berechtigung zum einjährigen Militär⸗ 
na ſte. Will man auf der einen Seite Verbeſſerungen, ſo erſtrebe 
N fie auch auf der andern und folge einem beftimmten Prinzipe. 


Privilegirte 


Deutſchland. 


Berlin, 28. Februar. Die N. Pr. Z. ſchreibt: Der 
Päpſtliche Nuntius in Paris hat, ſind wir anders gut unter⸗ 
richtet, dem Grafen Walewski am 25. d. M. im offizieller 
Weiſe eröffnet, daß der Papſt den Rückzug der franzöſiſchen 
Truppen verlange. Der franzöſiſche Miniſter erwiederte, es 
verſtehe ſich von ſelbſt, daß geſchehen werde, was der Papſt 
wünſche, vorausgeſetzt, daß auch Oeſterreich räume; doch könne 
er nur fein Bedauern darüber ausdrücken, daß der Papſt voulait 
courier les chances du hazard. — Es iſt ja bekannt, daß 
Frankreich ſeine Truppen erſt zurückziehen wollte, wenn die von 
ihm vorgeſchlagenen „Reformen“ im Kirchenſtaate eingeführt 
worden. Auch wird es jetzt mit der gewünſchten „Räumung“ 
nicht eben zu ſchnell gehen. — Lord Cowley hat den Auftrag, 
dem Wiener Kabinet die Vermittelung Englands anzubieten, 
und Unterhandlungen vorzuſchlagen auf Baſis der Reviſion der 
öſterreichiſchen Separatverträge mit den mittelitalieniſchen 
Fürſten. Das britiſche Kabinet ſpricht ſich alſo für die Revi⸗ 
ſion bez. Aufhebung jener Separatverträge (ſie ſtehen allerdings 
nur neben deu europäiſchen Verträgen) aus; geht Oeſterreich 
auf Unterhandlungen hierüber nicht ein, fo will England — 
das ſchreibt man aus Paris — neutral bleiben, falls der 
Kaiſer der Franzoſen ſich ausdrücklich und ſchriftlich ver⸗ 
pflichtet, daß er auch nach einer etwaigen Niederlage Dejter- 
reichs von dieſem nicht mehr als die Aufhebung jener Sepa⸗ 
ratverträge fordern und nicht etwa eine Beſchränkung Oeſter⸗ 
reichs in Bezug auf ſeine italieniſchen Beſitzungen verlangen werde. 
Der Vorſtand der jüdiſchen Gemeinde von Berlin 
beabſichtigt, wie man hört, erneute Schritte wegen Abſchaffung 
des ſogenannten Juden⸗Eides zu thun. Im Jahre 1850 hat 
ſich die hieſige Gemeinde an der Spitze von 400 anderen Ge⸗ 
meinden der Monarchie in dieſer Angelegenheit petitionirend an 
den Juſtizminiſter gewendet und dieſe Petition im Jahre 1851 
wiederholt, ohne daß ein Beſcheid darauf erfolgt iſt. Es mag 
hierbei bemerkt werden, daß der „Juden⸗Eid“ in den meiſten 
deutſchen Staaten bereits abgeſchafft iſt, nachdem damit im 
Königreich Sachſen durch eine Schrift des damaligen Ober⸗ 
Landesrabbiners Dr. Frankl (zur Zeit in Breslau), welche 
ſchon 1840 erſchien, der Anfang gemacht worden war. 

Der aus Rom zurückgekehrte Ober⸗Konſiſtorialrath und 
Hofprediger Dr. Snethlage, welcher ſich bisher immer in der 
Umgebung des Königs befand, wird mit Befragen über das 
Befinden des Königs beſtürmt. Wenn auch der König an kör⸗ 
perlichen Kräften in erfreulicher Weiſe zugenommen, ſo bedürfen 
deſſen Geiſt und Gemüth aber der größten Schonung, weshalb 
De auch der Tod des General⸗Feldmarſchalls zu 

ohna, für den der Monarch ſtets eine hohe Pietät hegte, vor⸗ 
läufig verſchwiegen werden ſoll. 

— Der dieſſeitige Geſandte am Bundestage, Wirkl. Geh. 
Rath v. Uſedom, welcher am Sonnabend den Herren Miniſtern 
und anderen hochgeſtellten Perſonen feine Abſchiedsbeſuche machte, 
iſt geſtern Morgen auf ſeinen Poſten nach Frankfurt abgereiſt. 

— Der General⸗ Superintendent Dr. Büchſel verweigert 
die Aufnahme des kürzlich von dem Prediger Kaiſer in der 
e vollzogenen Aufgebots in die betreffenden amtlichen 
Liſten. 

e Berlin, 28. Februar. Man ſchreibt der Köln. Ztg.: 
Auch in dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe ſteht im gegebenen 
Jaue eine Kundgebung mit Bezug auf die allgemeine Lage bez 
vor. Die Miſſion Cowley's wird allgemein als der letzte Ver⸗ 
ſuch der Vermittlung zur Erhaltung des Friedens angeſehen. 
Sollte ſie fehlſchlagen, was trotz der Nachricht des Moniteur 
aus Rom viele beſorgen, jo glaubt man in Abgeordneten -Krei⸗ 
ſen den Augenblick gekommen, wo auch die preußiſche Regierung 
in der Lage ſein würde, ſich in der alsdann wahrſcheinlichen 
Ausſicht auf den Ausbruch des Krieges über ihr bisheriges 
Verhalten, ſowie über ihre ferneren Maßnahmen zu äußern. 
Die Veranlaſſung dazu würde ihr, wie man hört, durch eine 
Kundgebung des Abgeordnetenhauſes geboten werden, als de⸗ 
ren Vertreter auf der Tribüne Heinrich v. Arnim genannt wird. 

— Die Unterrichtskommiſſion des Abgeordnetenhauſes hat 
am Freitag mit 6 gegen 5 Stimmen eine den Petitionen in der 
Realſchulfrage günſtige Entſcheidung getroffen und deren Ueber⸗ 
weiſung an die Regierung beſchloſſen. Eine motivirte Tages⸗ 
ordnung wurde abgelehnt. Die Erklärungen des Kommiſſars 
des Handelsminiſteriums haben nicht in dem erwarteten Maße 
günſtig für die Wiederherſtellung der früheren Rechte der Real; 
ſchulen gelautet. 

Berlin, 28. Februar. (18. Sitzung des Abgeord⸗ 
netenhauſes.) Vorſitzender Graf Schwerin. Am Miniſter⸗ 
tiſche: v. Auerswald, Flottwell, v. d. Heydt, v. Schleinitz, Sir 
mons, v. Patow, Graf Pückler, v. Bethmann⸗Hollweg. Von 
den Abgg. Herrmann und Gen. iſt eine Petition um Aufhebung 
der Elbzölle dem Hauſe überreicht. 
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Eine Petition des Eigenthümers Jakob Müller zu Juſt⸗ 
michorow beantragt Aufhebung der Wuchergeſetze, na⸗ 
mentlich des §. 263 des Strafgeſetzbuchs. Die Kommiſſion 
will dieſelbe der Regierung zur Berückſichtigung überweiſen. 
Von einem Abgeordneten iſt der Antrag auf Tagesordnung ge⸗ 
ſtellt. Abg. v. Salviati ſtellt den Antrag: in Erwägung, 
daß die Regierung ſich mit der Frage wegen Aufhebung der 
Zinsbeſchränkungen eindringlich beſchäftigt, in Erwägung, daß 
die betreffende Petition keine neuen Thatſachen enthält, und es 
nicht bei Gelegenheit einer einzelnen Petition räthlich ſei, ſich 
mit einer ſo wichtigen Frage zu beſchäftigen, geht das Haus 
zur Tagesordnung über. 

Nach längerer lebhafter Debatte wird der Antrag auf ein⸗ 
fache Tagesordnung, der von einem Mitgliede der Fraktion 
Mathis geſtellt war, zurückgezogen, aber vom Abg. Kaiſer wie⸗ 
der aufgenommen. Die einfache Tagesordnung wird mit großer 
Majoritat abgelehnt, auch die motivirte Tagesordnung wird ab⸗ 
gelehnt (dafür Centrum, Linke, die Minifter) und der Kommiſ⸗ 
ſions⸗Antrag, für den jetzt auch die Miniſter ſtimmen, ange⸗ 
nommen. 

Es folgt die Berathung über die Petitionen der Diſ⸗ 
fiventengemeinden zu Königsberg, Tilſit und Berlin, um 
Schutz des verfaſſungsmäßigen Rechts auf freie Religlonsübung. 
Die Kommiſſion beantragt: „Die 3 Petitionen dem Staats- 
miniſterium zur Berückſichtigung und in der Erwartung zu über⸗ 
weiſen, daß baldigſt eine geſetzliche Regelung der Verhältniſſe 
der Diſſidentengemeinden im Geiſte der Artikel 12—16 der 
Verf. herbeigeführt werde.“ — Der Abg. Reichenſperger 
(Köln) hat beantragt: „die Petitionen dem Miniſterium zur 
Berückſichtigung zu überweiſen, ſoweit die freien Gemeinden ſich 
als Religionsgeſellſchaften im Sinne der Art. 12—16 der Ver⸗ 
faſſungsurkunde ausgewieſen haben werden.“ 

Der Miniſter des Innern: Die vom Miniſterium er- 
laſſenen Anordnungen hätten den Beſchwerden der Petenten ſchon 
im Weſentlichen abgeholfen. Die Frage wegen der Trennung 
der Diſſidenten von der Landeskirche, ſowie wegen der äußern 
Rechte derſelben in Bezug auf die Eheſchließung wolle er der 
Beantwortung der beiden betreffenden Reſſort⸗Miniſter überlaſſen; 
hinſichtlich der polizeilichen Beaufſichtigung der Diſſidenten⸗Ge⸗ 
meinden ſei darauf hinzuweiſen, daß eine gänzliche Beſeitigung 
des Geſetzes vom 11. März 1850 allerdings nicht ſtattfinden 
könne; die Behörden ſeien aber auf das ſtrengſte ange ieſen, 
ihre Beaufſichtigung auf das allergeringſte Maß zurückzuführen 
und die Auflöſung einer Verſammlung ſei ihnen völlig unterſagt. 
(Bravo rechts.) Sie hätten eventuell nur Notizen zu nehmen 
und den Behörden Anzeige zu machen. Außerdem ſeien die 
Beamten angewieſen, ſich bei Beaufſichtigung der Gemeinden 
auf die beſcheidenſte Weiſe zu betragen, um nicht religiöſe Ge⸗ 
fühle zu verletzen. (Bravo rechts.) 


Der Juſtiz⸗Miniſter: Der Antrag wegen der Eingehung 
der Civil Ehe erledigt ſich durch die Geſetzes⸗Vorlage, die vor 
einigen Tagen eingebracht iſt. Es bleibt aber noch der aus⸗ 
geſprochene Wunſch hinſichtlich der Eheſchließung von Perſonen, 
die aus der Landeskirche ausgeſchieden find, mit Mitgliedern 
anderer Religionsgemeinſchaften zu erwägen. Die zu dem Ende 
erforderlichen Verfügungen find bereits erlaſſen, doch muß es der 
Zukunft überlaſſen bleiben, die nothwendigen legislatoriſchen 
Schritte zu ermitteln; in der gegenwärtigen Sitzungsperiode wird 
es nicht möglich ſein. Das dritte Petitum geht dahin, den Eid 
der Diſſidenten aufzuheben, und ihrem Ja, ja und Nein, nein 
unbedingten Glauben zu verſchaffen. Es ift dies ein Gegen⸗ 
ſtand, der eine beſondere Anordnung erheiſcht. Es wird nicht 
angenommen werden können, daß alle Geſellſchaften, welche ſich 
auf diſſidentiſchem Gebiete bewegen, eine ſolche Geſtaltung mach» 
ſuchen werden; es iſt mir wenigſtens nicht bekannt, daß ſie alle 
dieſem Grundſatze huldigen. Es muß aber auch eine Bekräfti⸗ 
gungsformel ermittelt werden, welche für alle und jede Gemein⸗ 
ſchaft deren Grundſätzen entſpricht. Es iſt dies ein Punkt von 
ſehr weitgreifenden Folgen, welche ſorgfältig ins Auge gefaßt 
werden müſſen, ehe die Staatsregierung irgend ein Verſprechen 
in dieſer Hinſicht abgeben kann. 

Der Kultusminiſter: Von dem Standpunkt meines 
Miniſteriums kann ich den Wegfall aller ferner einſchränkenden 
polizeilichen Maßregeln gegen harmloſe religiöſe Verſammlun⸗ 
gen, welcher religioͤſen Richtung fie auch angehören mögen, nur 
herzlich willkommen heißen. (Bravol) Wenn ſolche Maßregeln 
mehr oder weniger den Charakter religiöſer Verfolgungen an 
ſich tragen, ſiad fie weder der Würde des Staats, noch den 
preußiſchen Traditionen, noch unſerer Verfaſſung gemäß (Bravo!); 
noch viel weniger aber find fie im Intereſſe der beiden großen 
religiöſen Geſellſchaften, in welche ſich unſer Volk theilt. Es 
wäre ein Armuthszeugniß, das dieſe großen kirchlichen Gemein⸗ 
ſchaften ſich ausſtellen (Bravol), wenn ſie durch ſolche Mittel 
wirken zu können glaubten; es wäre ein Widerſpruch mit dem 


ihnen inne wohnenden Chriſtenthum. Das Chriſtenthum hat; 


durch freie Ueberzeugung die Welt überwunden und wird ferner 


durch geiſtige Waffen ſich Bahn brechen! (Bravo!) Wenn. 


auf dieſe Weiſe den diſſidentiſchen Gemeinden die freie Entwick⸗ 
lung gewahrt iſt, ſo wird es an ihnen ſein, den Beweis des 
Geiſtes und der in ihnen wohnenden Kraft zu führen und ſich 
dadurch zu konſolidiren; und wenn dieſes geſchehen iſt, dann 
wird es Zeit ſein, durchgreifende Anordnungen zu erlaſſen, ja 
ſelbſt zur Ertheilung von Korporationsrechten zu ſchreiten. Bis 
jetzt zeigen dieſelben eine ſolche Unbeſtimmtheit in ihren Funda⸗ 
mentalſätzen, daß dieſer Zeitpunkt noch nicht gekommen iſt. Da⸗ 
mit ſteht denn auch die Anwendung des Vereiusgeſetzes, wenn 
auch in ſchonendſter Weiſe, in Verbindung. Die Bildung von 
Gemeindeſchulen unterliegt dem Art. 12 der Verfaſſung. Sollte 
ein neues Unterrichtsgeſetz gegeben werden, ſo wird auch in 
Bezug hierauf eine Aenderung eintreten; ein Aufſichtsrecht wird 
dem Staate ſtets vorbehalten bleiben. Anders verhält es ſich 
in Bezug auf den Religions- Unterricht. Die ſorgfältigſten 
Prüfungen haben die Ueberzeugung hervorgerufen, daß der Re⸗ 
ligions⸗Unterricht in den Diſſidentengemeinden ein weſentliches 
Stück der freien Religionsübung bildet, welche die Verfaſſung 
geſtattet. Es kann deshalb den Lehrern der Gemeinden nichts 
im Wege ſtehen, den Unterricht zu ertheilen. Ebenſo wenig 
darf ein Zwang ftattfinden, die Kinder diſſidentiſcher Eltern zur 
Theilnahme am Religions⸗Unterricht in öffentlichen Schulen an⸗ 
zuhalten. Man hat kein Recht, die Kinder der Diſſidenten zu 
nöthigen, an dem Religions⸗Unterricht in den Schulen oder gar 
an dem Unterrichte der Geiſtlichen der Landeskirche Theil zu 
nehmen, vorausgeſetzt natürlich, daß ein anderer Unterricht nach⸗ 
gewieſen iſt. Daß der Erfolg ein bedenklicher ſein kaun, ſoll 
bier nicht entſchieden werden. Der Staat hält darauf, daß die 
Kinder rechnen, ſchreiben, leſen lernen, und was ſonſt zum Ele⸗ 
mentar-Unterricht gehört; aber den Religions. Unterricht ignorirt 
er. Ja, daraus kann z. B. folgen, daß den Kindern dle zehn 
Gebote niemals vorgehalten werden. Indeſſen das fällt nicht 
auf uns, ſondern auf den Kopf derer, die von Gottes und 
Rechts wegen den Unterricht der Kinder zu leiten haben, die 
beurtheilen mögen, ob ihr Unterricht beſſer iſt, als der auf einer 
mehr als 1000 Jahre alten europäifchen Bildung ruhende in 
unſern öffentlichen Schulen. Das Zugeſtändniß dieſes Rechts 
der freien Lehre empſiehlt ſich aber nicht bloß aus Gründen der 
Geſetzlichleit, ſondern auch der Zweckmäßigkeit. Was kann die 
Schule ausrichten, wenn ſie täglich den Kampf mit der Familie 
zu beſtehen hat? (Ruf rechts: Sehr wahr!) wenn die Kinder 
in der Familie hören müſſen, was ſie in der Schule gelernt, 
ſei abergläubiſch, unrichtig — und umgekehrt! Die Aufgabe 
der großen chriſtlichen Religionsgemeinſchaft iſt nicht die, mit 
Zwangsmitteln vorzugehen; das Verlorne ſuchen, es durch Liebe 
und Verſöhnung wieder heimzubringen — das iſt chriſtlich! 
(Lebhaftes Bravo rechts!) 

Der Kommiſſionsantrag wird ſchließlich mit großer Ma⸗ 
jorität angenommen. (Schluß folgt.) 

Königsberg, 23. Februar. Die Oſtpreußiſche Zeitung 
kämpft in Leit⸗Artiteln und Berliner Korreſpondenzen für die 
Berechtigung des Konſiſtoriums zu dem bekannten Erlaß an die 
vier Pfarrer. Zur Sache ſelbſt erfährt man, daß der Konſi⸗ 
ſtorial⸗Präſident, Herr Eichmann, die Erklärung abgegeben hat, 
daß er in dem Paſſus: „Dieuer der evangeliſchen Kirche, deren 
Brodz Sie eſſen“, letztere Worte in dem ihm vorgelegten Er⸗ 
laß geſtrichen habe, und daß dieſelben nur durch ein Verſehen 
des Expedienten in den Text mit aufgenommen wären. 

Lindau, 25. Februar. Dem „Nürnb. C.“ wird ge⸗ 
ſchrieben: In den Straßen des benachbarten voralbergiſchen 
Städtchens Bregenz geht es zur Zeit äußerſt lebhaft her; die 
neapolitaniſchen Werbe⸗Agenten, welche in voralbergiſchen Sta⸗ 
tionen ihr Depot haben, führen eine große Anzahl von jungen 
Leuten, hauptſächlich aus der Schweiz, für neapolitaniſche Kriegs⸗ 
dienſie herzu, und da das Handgeld reichlicher als früher ge⸗ 
ſpendet wird, ſo findet ſich die junge Mannſchaft auch in grö⸗ 


ßerer Zahl bereit. 
Oeſterreich. 


Wien, 24. Februar. Aus Konſtantinopel iſt, wle ber 
„Allg. Ztg.“ von hier geſchrieben wird, die verbürgte Nachricht 
hier eingetroffen, daß die Pforte rüſtet. 
die Einberufung der Redif⸗Bataillone mit Eifer betrieben wird, 
ift auch befohlen worden, das Artillerie-Material der in Kon⸗ 
ſtantinopel und in Skutari liegenden Regimenter in Stand zu 
ſetzen, und wurde ein Theil des Garde⸗Artillerie-Regiments 
auf den Kriegsfuß geſetzt. An der Donau ſoll, den neueſten 
Anordnungen zufolge, ein Theil des erſten Armee-Korps auf⸗ 
geſtellt werden. 

Wien, 26. Februar. Ueber die Miſſion Lord Cowley's 
nach Wien, werden von den verſchiedenſten Seiten Mittheiluns 
gen gegeben, von denen wohl die auffälligſte die der offiziöſen 
„Opinione“ in Turin ſein dürfte. In dieſen verſchiedenen 
Verſionen tritt indeſſen das als Gemeinſames hervor, daß Lord 
Cowleh dem Wiener Hofe vorſchlagen ſolle, die Räumung 
Mittel⸗Italiens von den franzöſiſchen und öſterreichiſchen Trup⸗ 
pen und die Kündigung der zwiſchen den italieniſchen Herzog⸗ 
thümern und Oeſterreich geſchloſſenen Spezial⸗Verträge als Bas 
ſis für eine diplomatiſche Löſung der italieniſchen Frage anzu⸗ 
nehmen; daß Oeſterreich auf die erſte dieſer Bedingungen, in 
der nach den neueſten telegraphiſchen Depeſchen der Papit bes 
reits die Initiative ergriffen hat, kein Bedenken trägt, einzuge⸗ 
hen, iſt durch die öſterreichiſche Correſpondenz bereits zugeſtan⸗ 
den worden; was uber die andere Frage anbetrifft, fo ſcheint 
fie bis jetzt noch ihre beſonderen Schwierigkeiten darzubieten. 
Die „Oſtdeutſche Poſt“, ein Organ, das bedeulſame Beziehun- 
gen unterhält, ſagt in einem gegen die „Patrie“ gerichteten Ars 
tikel Folgendes: „Eben weil ſowohl Defterreich als die italie⸗ 
niſchen Staaten vollkommen ſouverän ſind, ſo haben ſie unzwei⸗ 
felhaft das Recht, Verträge mit einander zu ſchließen. Weil 
ferner die italieniſchen Staaten, zumal die mittleren aus eigener 
Kraft nicht im Stande ſind, ſich 
Außen drohende Zerſtörungspolitik zu ſchützen, ſo haben fie ne⸗ 


Abgeſehen davon, daß 


gegen eine von Innen oder. 


ben dem Rechte auch die Pflicht, durch Schutzbündniſſe ihre 
Exiſtenz zu ſichern. Aus der Souveränität dieſer Staaten fließt 
endlich unzweifelhaft das Recht, ſich den Staat zu wählen, mit 
dem fie einen Schutzvertrag abſchließen wollen. Wenn die „Bar 
trie“ ſich ſchon herbeiläßt, die Verträge von 1815 anzuerken⸗ 
nen, fo ſollte fie dieſelben doch genauer einſehen. Dann würde 
fie finden, daß ſpeziell Toskana und Modena die Sekundo⸗ und 
Territogenitur des öſterreichiſchen Kaiſerhauſes bilden, daß 
Oeſterreich auf dieſe Länder ein in jenen Verträgen ausdrücklich 
gewahrtes Heimfallsrecht beſitzt. Daraus entſpringt für beide 
Theile gewiß ſonnenklar das Recht wie die Pflicht, ſich zur Auf⸗ 
rechthaltung des gemeinſchaftlichen Verhältniſſes beſonders zu 
verbünden.“ Im Uebrigen, ſchreibt ein diplomatiſcher Kor⸗ 
reſpondent der „Oſtdeutſchen Poſt“ aus Paris, daß Lord Cow⸗ 
ps Miſſien auch die Rumäniſche Frage beträfe, und daß 
Frankreich in dieſer Beziehung folgende Alternative ſtelle: „Ent⸗ 
weder die Wahl wird für gültig erklärt, und Frankreich iſt dann 
dereit, eine Verſchärfung der Garantieen gegen eine faktiſch zu 
vollziehende Union zu unterſtützen; oder es macht die Konzeſſion, 
die Wahl für ungültig erklären zu laſſen, unter der Bedingung, 
daß die ganze Konvention umgeworfen und ueu überarbeitet 
wird, und zwar mit vollſtändiger Durchführung der Union. 

— Nach der Sprache der Oeſterreichiſchen Zeitung zu 
ſchließen, will die öſterreichiſche Re, erung in Italien keinen 
Zoll breit nachgeben. Namentlich will fie alle Interventions⸗ 
Verträge aufrecht erhalten, die den Stein des Anſtoßes bilden. 

Aus Wien, 27. Februar, wird telegraphirt: „Lord Cow⸗ 
ley iſt hier heute früh um 9 Uhr in Begleitung ſeiner Familie 
und zweier Attaches angekommen. — Wie man verſichert, wird 
Frhr. v. Heß demnächſt zum Marſchall und eintretenden Falles 
zum Ober⸗Befehlshaber des italieniſchen Heeres ernannt werden.“ 


Italien. 


Turin, 23. Februar. Der König hat den Marcheſe 
Ma ſſimo d'Azeglio beauftragt, dem Prinzen von Wales, der ſich 
in Rom aufhält, das Großkreuz des Ordens der Annunziata 
zu überbringen. Es iſt dies, wie bekannt, der höchſte Hausor⸗ 
den von Savoyen, der nur eine ſehr beſchränkte Anzahl von 
Mitgliedern zählt und nur den hervorragendſten Perſönlichkeiten 
ertheilt wird. 

— Von der Grenze in der Nähe von Sarzana werden 
wieder unruhige Auftritte gemeldet, dadurch veranlaßt, daß eine 
Schaar von jungen Leuten, die nach Piemont kommen wollten, 
durch modeneſiſche und toskaniſche Truppen eingeholt und zer⸗ 
ſtreut wurden. 

Aus Genua, 25. Februar, wird dem „Nord“ telegraphirt: 
„Es ſind dringende Befehle eingetroffen, ſofort den Hafen von 
La Spezzia in Vertheidigungs zuſtand zu ſetzen.“ 

Im Widerſpruche mit anderen Berichten wird dem „Nord“ 
aus Deapel, 24. Februar, telegraphirt, die Krankheit des 
Königs Ferdinand nehme eine bedenkliche Wendung, und man 
rede von einer Schwächung der Geiſteskräfte. 0 

Frankreich. 

Paris, 26. Februar. Die „Preſſe“ verbreitet ſich noch⸗ 
mals über Frankreichs Beruf, alle unterdrückten Nationalitäten 
zu erlöſen, und ſtellt in Ausſicht, daß ſeine Waffen noch lange 
Beſchäftigung finden werden, bis in ganz Europa die Feſſeln 
gebrochen find und dann der allgemeine Friede eiukehren kann. 
Dieſe Urſachen von Wirren, dieſe immer drohenden Gefahren, 
ſind nicht bloß in Italien vorhanden. Sie zeigen ſich auf vie⸗ 
len Punkten unſeres Kontinents. Wir fehen überall das Stre⸗ 
ben nach einer Veränderung, welche von Tag zu Tag noth⸗ 
wendiger wird — Verſuche, die Unabhängigkeit zu erlangen, 
welche zwanzigmal unterdrückt werden und dennoch glühender, 
ſtärker, dringender hervortreten, als zur Zeit ihrer erſten Kund⸗ 
gebung. Es iſt ein dumpfer Kampf, eine unaufhörliche Ver⸗ 
ſchwörung der Nationalitäten und der Gerechtigkeit gegen die 
despotiſchen Regierungen und die Verträge, welche in Europa 
eine Ordnung der Dinge geheiligt haben, deren Hinfälligkeit 
auch die am meiſten dabei Intereſſirten nicht verkennen können. 
Dieſe Lage, ſo führt die „Preſſe“ weiter aus, läßt die Ciwiliſa⸗ 


tion und den Frieden nicht zu Athem kommen, und Frankreich 


muß endlich die Sache gründlich angreifen, wenn Handel und 
Wandel nicht mehr dieſen ewigen Störungen unterliegen ſollen. 
Seltſam genug iſt dieſe Anſprache an die Bourgeoiſie, welche 
die Quelle dieſer Störungen an einem ganz andern Punkte 
findet. 

— Der Kaiſer ſoll dem baieriſchen Geſandten Vorwürfe 
über die Haltung ſeiner Regierung gemacht haben; dieſe würde 
viel mehr zur Erhaltung des Friedens beitragen, wenn ſie auf 
Oeſterreich ihren Einfluß geltend machte, ſtatt ſich feindſelig ge⸗ 
gen Frankreich zu benehmen. Was der baieriſche Geſandte er⸗ 
widert habe, wird nicht geſagt. 

— Der verſtorbene polniſche Dichter Kraſinski ſoll ein 
Vermögen von 8 Millionen Franken hinterlaſſen haben. Wenn 
das wahr iſt, ſo iſt in ihm jedenfalls der reichſte Mann unter 
den Dichtern geſtorben. — Ein Beſuch, den Prinzeß Mathilde 
(Tochter des Prinzen Jerome) auf der Polizei ⸗Präfeltur ges 
macht hat, erregt einiges Aufſehen. Die Prinzeß begab ſich 
nach dem Archiv und ließ ſich die Gefangenliſten aus dem Jahre 
1793 vorlegen, die Liſte der Unglücklichen, die damals in den 
Gefängniſſen der Abtei und der Madelonettes von der Revo⸗ 
lution ermordet wurden. 

— „Debats“ und „Patrie“ weiſen darauf hin, daß die 
Räumung des Kirchenſtaats die eraſthafteſten Schwiertakeiten 
der Situation, welche in der beſtändigen Einmiſchung Oeſter⸗ 
reichs in die innere Politik der kleinen unabhängigen Staaten 
beſtehen, nicht beſeitige. Eine Nachgiebigkeit Oeſterreichs in 
Betreff dieſer Vertäge wäre aber, einer Mittheilung der „H 
Börſen⸗ Halle“ aus Wien zufolge, nicht im mindeſten zu 
erwarten. Oeſterreich werde ſich perſönlich und entgegenkom⸗ 
mend zeigen, fo lauge es ſich um die Räumung von An⸗ 
cona und Bologna und die Geltendmachung zu Gunſten 
von Reformen in der Verwaltung des Kirchenſtaates handele; 
jedes Verlangen aber einer Verzichtleiſtung auf das Beſatzungs⸗ 


recht von 


Ferrara, Comachio und Piacenza, auf das 


Interventionsrecht in Parma, Modena und Toskana, 


ſo wie einer Zuſtimmung zur 


Union der Fürſtenthümer 


werde Oeſterreich auf das entſchiedenſte zurückweiſen. 


Paris, 27. Februar. 
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